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OLG Oldenburg spricht Untervertreter, der Bestände des Hauptvertreters übernimmt, Ausgleich zu
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Der Ausgleichsanspruch des Unterver-
treters gegenüber dem Hauptvertreter 

bemisst sich im Allgemeinen danach, ob 
dem Hauptvertreter weiter Provision oder 
ein Ausgleich zufließt. Übernimmt der Un-
tervertreter aber mit Zustimmung des Ver-
sicherers die Agentur seines Vorgängers, ist 
der Anspruch auf Ausgleich gesetzlich aus-
geschlossen und Provisionen unterliegen 
dem vertraglichen Provisionsverzicht. Das 
OLG Oldenburg1 hatte jetzt in einem Streit-
fall zu entscheiden, bei dem eine Hauptagen-
tur auf Drängen des Versicherers mit diesem 
verabredet hatte, den Hauptvertretervertrag 
aufzulösen und die Unteragenturen in Ver-
treterverhältnisse zum Versicherer zu über-
führen. Obwohl die Untervertreter jeweils die 
Bestände übernommen haben und sie rund 
30 Prozent höhere Provisionen nach den Sät-
zen des Hauptvertreters erhielten, klagte ein 
Untervertreter auf Zahlung eines Ausgleichs. 
Das Landgericht wies die Klage ab. Das OLG 
gab ihr teilweise statt.

Unternehmervorteil ist gegeben
In den Urteilsgründen heißt es, dass Unter-
nehmervorteile zu bejahen seien. Denn der 
Versicherer habe dem Hauptvertreter für die 
Überführung seiner Untervertreterorgani-
sation sowie im Zusammenhang mit einem 
vereinbarten Wettbewerbsverbot eine Zah-
lung geleistet, die auch den zum Stichtag der 
Vertragsbeendigung nach den „Grundsät-
zen“ zu errechnenden Handelsvertreteraus-
gleich abgelte. Die Zahlung stelle einen Un-
ternehmervorteil dar. Dabei sei unerheblich 
ob sie tatsächlich auch einen Ausgleich ge-
mäß § 89 b HGB enthalte oder nicht. Denn 
übertrage der Hauptvertreter seine Außen-
dienstorganisation gegen eine Zahlung an den 
Versicherer, entspreche diese Situation der-
jenigen, in der ein Unternehmer sein Unter-
nehmen nach Beendigung des Vertreterver-
trages  veräußere und der Erwerber das Un-
ternehmen fortführe. In einem solchen Fall 
sei für den Unternehmervorteil der Betrag 
maßgebend, den der Hauptvertreter als Er-
lös für die Überlassung der Geschäftsbezie-
hungen erziele.

Erfahrungsgemäß würden bei der Ver-
äußerung eines werbenden Unternehmens, 

das fortgeführt werde, mit dem vereinbar-
ten Übernahmepreis bestehende Kundenbe-
ziehungen selbst dann entgolten, wenn ein 
solches Entgelt weder ausdrücklich ausge-
handelt noch vereinbart sei. Es sei davon aus-
zugehen, dass der Kauf- oder Übernahme-
preis einen Betrag enthalte, der denjenigen 
Unternehmervorteilen entspreche, die dem 
Veräußerer bei der Unternehmensfortfüh-
rung während des Prognosezeitraumes zu-
geflossen wären. Die Grundsätze, nach de-
nen Unternehmervorteile im Falle der Unter-
nehmensveräußerung in dem erzielten Ver-
äußerungserlös zu sehen seien, fänden auch 
Anwendung, wenn das Unternehmen des 
Hauptvertreters eine Versicherungsagentur 
mit einer eigenen Untervertreter darstelle. 
In diesem Fall sei anzunehmen, dass in den 
Zahlungen des Erwerbers an den Hauptver-
treter ein Betrag enthalten sei, der den Unter-
nehmervorteilen entspreche, die der Haupt-
vertreter aus den Provisionen für die von sei-
ner Vertriebsorganisation – damit auch vom 
Untervertreter – vermittelten Versicherungs-
verträge erzielt hätte. 

Es sei anzunehmen, dass die Vermittlungs-
leistungen des Untervertreters zu dem vom 
Versicherer für die Übernahme der Außen-
dienstorganisation des Hauptvertreters ver-
güteten Unternehmenswert beigetragen habe. 
Dies gelte zumindest, wenn es um eine Or-
ganisation gehe, deren Schlagkraft nicht von 
der erbrachten Vermittlungsleistungen der 
Unteragenten zu trennen sei. 

Auch wenn der Hauptvertreter von dem 
Versicherer eine Zahlung gleichsam als Ka-
renzentschädigung für ein nachvertrag liches 
Wettbewerbsverbot erhalte, habe dazu die 
Vermittlungsleistung der Untervertreter bei-
getragen. Denn auch die Jahresprovision, 
nach der sich die Karenzentschädigung be-
messe, spiegele einen Unternehmervorteil 
wider, der auf der Vermittlungsleistung der 
gesamten Organisation des Hauptvertreters, 
also auch seiner Unteragenturen, beruhe. 

Dass der Untervertreter weiter in den von 
ihm aufgebauten und betreuten Beständen ar-
beite, stehe einer Ausgleichsberechtigung des 
Untervertreters gegen die Hauptagentur nicht 
entgegen. Dies sei jedenfalls dann anzuneh-
men, wenn dem  Untervertreter der  Bestand 

von dem Versicherer mit der  Maßgabe zur 
weiteren Bearbeitung übertragen werde, dass 
das Provisionskonto des Untervertreters mit 
einem Betrag belastet werde, der in 59 Raten 
zahlbar sei. Dabei seien diese  Belastungen bei 
wirtschaftlicher Betrachtung nicht als Ein-
standszahlung anzusehen. Vielmehr handele 
es sich um pauschale Korrekturbuchungen, 
mit denen der dem Vertreter  gutgeschriebene 
Provisionsanteil für die Vermittlung des über-
nommenen Bestandes zurückgebucht werde. 
Das erkläre sich dadurch, dass der Vertreter 
den übernommenen Bestand nicht für den 
Versicherer vermittelt habe und ihm deshalb 
auch kein Anspruch auf die entsprechenden 
Provisionsanteile zustehe. Der Senat sprach 
dem Vertreter einen Ausgleich zu, allerdings 
gekürzt um den Anteil der erhöhten Provisio-
nen und den Barwert der vom  Hauptvertreter 
finanzierten Altersversorgung.

Urteil bedenklich
Der Senat übersieht zunächst, dass Vorteile 
aus Versicherungsverträgen folgen müssen 
und nicht aus einem Kundenstamm. Unbe-
achtet bleibt auch, dass der Versicherer we-
der einen Kundenstamm übernommen noch 
das Hauptvertreterunternehmen fortgeführt 
hat. Soweit der Senat davon ausgeht, dass 
die Karenzentschädigung auf der Leistung 
der Unteragenten beruht, verkennt er, dass 
es sich um eine Gegenleistung für die künf-
tige Wettbewerbsenthaltung des Hauptver-
treters handelt. Außerdem sieht er die Ein-
standsvereinbarung als bindend an, ohne 
sie an den strengen Wirksamkeitsvoraus-
setzungen zu messen. Der Senat hat die Re-
vision nicht zugelassen, obwohl die aufge-
worfenen Rechtsfragen grundsätzliche Be-
deutung  haben und eine höchstrichterliche 
Klärung geboten wäre.  
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